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Entschließung des Europäischen Parlaments zu Sicherheit und Menschenhandel auf dem 
Sinai
(2014/2630(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. März 2012 zum Menschenhandel auf der 
Sinai-Halbinsel, insbesondere zu dem Fall von Solomon W.1, jene vom 16. Dezember 2010 
zu eritreischen Flüchtlingen, die auf dem Sinai gefangen gehalten werden2, und jene vom 
6. Februar 2014 zur Lage in Ägypten3,

– unter Hinweis auf die Erklärungen der Hohen Vertreterin der EU für Außen- und 
Sicherheitspolitik/Vizepräsidentin der Kommission, Catherine Ashton, vom 11. September 
2013, vom 3. und 8. Oktober 2013, vom 24. Dezember 2013 und vom 24. Januar 2014 zur 
Sicherheitslage auf der Sinai-Halbinsel und vom 17. Februar 2014 zum Terroranschlag auf 
der Sinai-Halbinsel,

– unter Hinweis auf die Veröffentlichung von Europol vom 3. März 2014 über irreguläre 
Migranten vom Horn von Afrika, die entführt und zum Zwecke der Erpressung von 
Lösegeldern von Menschen in Europa auf der Sinai-Halbinsel festgehalten werden 
(„Irregular migrants from the Horn of Africa with European sponsors kidnapped for ransom 
and held in Sinai’“),

– unter Hinweis auf Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention von 1950, 

– unter Hinweis auf das AKP-EU-Partnerschaftsabkommen von Cotonou,

– unter Hinweis auf das Abkommen der Vereinten Nationen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge aus dem Jahr 1951 und das entsprechende Protokoll aus dem Jahr 1967 sowie die 
Absichtserklärung der ägyptischen Regierung gegenüber dem UNHCR aus dem Jahr 1954,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Organisation der Afrikanischen Einheit zur 
Regelung der spezifischen Aspekte der Flüchtlingsprobleme in Afrika,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe aus dem Jahr 1984 und das Übereinkommen des 
Europarates zur Bekämpfung des Menschenhandels aus dem Jahr 2005, 

– unter Hinweis auf das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des 
Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität aus dem Jahr 
2000, insbesondere die Artikel 6 und 9, 

– unter Hinweis auf die am 20. September 2002 angenommene Brüsseler Erklärung zur 

1 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0092.
2 ABl. C 169 E vom 15.6.2012, S. 136.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2014)0100.
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Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2004/81/EG über die Erteilung von Aufenthaltstiteln für 
Drittstaatsangehörige, die Opfer des Menschenhandels sind, und die Richtlinie 2011/36/EU 
des Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer,

– unter Hinweis auf Artikel 2, Artikel 6 Absatz 1, Artikel 7 und Artikel 17 („Jeder hat 
Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen“) des 
Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte, 

– unter Hinweis auf das Assoziierungsabkommen EU-Ägypten, insbesondere dessen Präambel 
und Artikel 2, unter Hinweis auf Artikel 89 der Verfassung der Arabischen Republik 
Ägypten und das ägyptische Gesetz Nr. 64 aus dem Jahr 2010 über die Bekämpfung des 
Menschenhandels,

– unter Hinweis auf das israelische Antiinfiltrationsgesetz, 

– unter Hinweis auf die UNHCR-Leitlinien zu Eritrea,

– gestützt auf Artikel 122 Absatz 5 und Artikel 110 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Terroranschläge, der Waffenhandel, die Infiltration durch 
ausländische und ägyptische Dschihadisten sowie die Radikalisierung eines Teils der 
israelischen Bevölkerung der Sinai-Halbinsel für Ägypten, Israel und andere Länder in der 
Region zu zunehmenden Herausforderungen führen, was die Sicherheit angeht; in der 
Erwägung, dass sich die Sicherheitslage auf der Sinai-Halbinsel seit dem Sturz des 
ehemaligen Präsidenten Mohammed Mursi im Juli 2013 rapide verschlechtert hat, wobei 
einige extremistische Gruppierungen die Sicherheitslage destabilisieren und bei mehr als 
250 Terrorangriffe, in der Mehrheit auf ägyptische Sicherheitskräfte und deren 
Einrichtungen, über 100 Menschen getötet worden sind, die überwiegend der Polizei und 
dem Militär angehörten; in der Erwägung, dass auch Terroranschläge im Gebiet des 
Suezkanals und auf Erdgaspipelines Anlass zu großer Sorge geben; 

B. in der Erwägung, dass die Infiltrierung durch Extremisten den Bemühungen zur 
Wiederherstellung der Sicherheit auf der Sinai-Halbinsel zuwiderläuft; in der Erwägung, dass 
verschiedene mit Al-Qaida assoziierte Terroristengruppen nach wie vor in dieser Gegend 
aktiv sind; in der Erwägung, dass einige dieser Gruppen ihre terroristischen Aktionen über 
den Sinai hinaus ausgeweitet haben; in der Erwägung, dass andere lokale, auf dem Sinai 
aktive Kämpfer nicht zu extremistischen Gruppen gehören, sondern dass es sich bei ihnen 
um bewaffnete Beduinen handelt, die Schmuggel und Menschenhandel betreiben; 

C. in der Erwägung, dass die ägyptischen Streitkräfte kürzlich militärische Maßnahmen auf der 
Sinai-Halbinsel eingeleitet haben, um terroristische und extremistische Gruppen zu 
bekämpfen und für Sicherheit zu sorgen; in der Erwägung, dass es der ägyptischen 
Regierung und den ägyptischen Sicherheitskräften anscheinend nicht möglich ist, die 
Kontrolle über die Sicherheitskrise auf der Sinai-Halbinsel zu gewinnen; in der Erwägung, 



RC\1023094DE.doc PE529.654v01-00 }
PE529.656v01-00 }
PE529.659v01-00 }
PE529.660v01-00 }
PE529.661v01-00 } RC1

DE

dass kriminelle Netzwerke, Menschenhändler und andere kriminelle Gruppen aufgrund der 
Gesetzlosigkeit in der Region ungehindert und straflos agieren können; in der Erwägung, 
dass der Menschenhandel trotz der laufenden Offensive der ägyptischen Sicherheitskräfte auf 
dem Sinai in unvermindertem Maße weitergeführt wird; in der Erwägung, dass die 
Sinai-Halbinsel schon lange als Menschenhändlerroute in und aus dem Gazastreifen dient; in 
der Erwägung, dass es Bedenken hinsichtlich einer Nachrichtensperre in Bezug auf die 
Entwicklungen auf dem Sinai gibt;

D. in der Erwägung, dass die sozioökonomische Marginalisierung der lokalen Beduinen ein 
wichtiger Grund für die Sicherheitsherausforderungen auf dem Sinai ist; in der Erwägung, 
dass die Bevölkerung des Sinai seit langem von Armut betroffen ist, diskriminiert wird und 
nur beschränkten Zugang zu Gesundheitsdiensten und zu Bildung hat, wodurch sie sich von 
den staatlichen Behörden, die ihre Situation unbeachtet lassen und ihren Forderungen kein 
Gehör schenken, entfremdet hat; 

E. in der Erwägung, dass aufgrund von Menschenrechtsverletzungen und humanitären Krisen 
monatlich tausende Asylsuchende und Migranten vom Horn von Afrika aus ihren 
Heimatländern fliehen; in der Erwägung, dass den Angaben des Sonderberichterstatters über 
die Menschenrechtssituation in Eritrea zufolge allein aus Eritrea monatlich bis zu 
3 000 Menschen fliehen; in der Erwägung, dass Schätzungen zufolge im Osten Sudans 
tausende Menschen entführt, nach Ägypten verschleppt und auf dem Sinai gefoltert wurden, 
von denen seit Anfang 2008 mehr als 4 000 gestorben sind, und angenommen wird, dass 
derzeit etwa 1000 afrikanische Flüchtlinge gefangen gehalten werden; 

F. in der Erwägung, dass jährlich tausende Menschen auf dem Sinai sterben bzw. verschwinden 
und weitere, einschließlich vieler Frauen und Kinder, in Flüchtlingslagern und den 
umliegenden Gebieten entführt werden, insbesondere im sudanesischen Flüchtlingslager 
Shagarab oder auf dem Weg zu Familienzusammenführungen in Sudan oder Äthiopien, und 
dass sie von Menschenhändlern als Geiseln gehalten werden, um Lösegeld zu erpressen; in 
der Erwägung, dass die Opfer von Menschenhändlern auf menschenunwürdigste Weise 
misshandelt werden und systematisch Gewalt, Folter, Vergewaltigung und sexuellem 
Missbrauch sowie Zwangsarbeit ausgesetzt sind oder zum Zweck des Organhandels getötet 
werden; in der Erwägung, dass den Angaben von Opfern, Anwohnern und 
Menschenrechtsorganisationen zufolge für diesen Zweck Folterlager errichtet worden sind; 

G. in der Erwägung, dass glaubhafte Berichte darüber vorliegen, dass Angehörige der 
sudanesischen und der ägyptischen Sicherheitskräfte mit Personen zusammenarbeiten, die 
mit Asylsuchenden und Migranten handeln, und dass sowohl Sudan als auch Ägypten kaum 
Ermittlungen durchgeführt und die verantwortlichen Beamten nicht belangt haben, womit 
beide Länder gegen ihre Verpflichtungen im Rahmen des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen gegen Folter verstoßen haben; in der Erwägung, dass die ägyptischen Behörden 
leugnen, dass es solche Fälle gibt; 

H. in der Erwägung, dass der Menschenhandel auf dem Sinai für das organisierte Verbrechen 
ein überaus profitables Geschäft darstellt; in der Erwägung, dass dem UNHCR zufolge 
komplexe Händlernetzwerke bestehen, denen Menschenhändler, Entführer – beispielsweise 
Gruppen des Raschaida-Stammes in Eritrea und im Nordosten Sudans –, Mittelsmänner in 
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den Flüchtlingslagern, korrupte Angehörige des Militärs, der Polizei und des 
Grenzkontrollpersonals sowie Kriminelle innerhalb der ägyptischen Beduinenstämme 
angehören;

I. in der Erwägung, dass die Personen, die kein Lösegeld erwirken, in vielen Fällen getötet 
werden, und dass auch keine Garantie besteht, dass die Geiseln freigelassen werden, 
nachdem das Lösegeld gezahlt wurde; in der Erwägung, dass in der Profitkette des 
Menschenhandels eine neue Methode angewendet wird, was Geiseln angeht, die kein 
Lösegeld erwirken; 

J. in der Erwägung, dass Sinai-Überlebende physische und psychische Unterstützung 
benötigen; in der Erwägung, dass die meisten Sinai-Überlebenden jedoch in Haft genommen, 
ihnen weder medizinische Behandlung noch soziale Dienste gewährt und sie aufgefordert 
werden, Unterlagen zu unterzeichnen, die ihnen nicht verständlich sind, wobei sie in den 
Ländern, in die sie gelangen, keine juristische Unterstützung erhalten und viele von ihnen in 
ihre Heimatländer abgeschoben werden, was einen Verstoß gegen den Grundsatz der 
Nichtzurückweisung darstellt; 

K. in der Erwägung, dass die ägyptischen Behörden dem UNHCR Berichten zufolge den 
Zugang zu auf dem Sinai inhaftierten Asylsuchenden und Migranten verwehren und nicht 
ermitteln, ob es unter den Betroffenen potenzielle Opfer von Menschenhandel gibt; in der 
Erwägung, dass die Rechte von Flüchtlingen auf Bildung, auf soziale Sicherheit und deren 
Arbeitsrechte aufgrund von Vorbehalten Ägyptens gegenüber dem Abkommen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge eingeschränkt sind; 

L. in der Erwägung, dass die Familien vieler Opfer in Mitgliedstaaten der EU leben; in der 
Erwägung, dass der aktuellsten Europol-Veröffentlichung zufolge in einigen Mitgliedstaaten 
der EU Berichte über Erpressungen vorliegen, die in der EU im Namen von 
Beduinenstämmen, die dem organisierten Verbrechen auf dem Sinai angehören, begangen 
werden; in der Erwägung, dass es im Interesse der EU liegt, zu ermitteln, welche kriminellen 
Organisationen an diesen Erpressungen beteiligt sind; 

M. in der Erwägung, dass Angaben des UNHCR zufolge in Israel 53 000 afrikanische 
Asylsuchende leben, die seit 2005 über Ägypten in das Land gelangt sind; in der Erwägung, 
dass bis Juni 2012 monatlich etwa 1 500 Asylsuchende über den Sinai nach Israel gelangt 
sind, während diese Ziffer den israelischen Behörden zufolge im Jahr 2013 aufgrund der 
Fertigstellung des Zauns entlang der israelisch-ägyptischen Grenze stark gesunken ist; in der 
Erwägung, dass das UNHCR Bedenken über die vor Kurzem erfolgte Änderung des 
israelischen Antiinfiltrationsgesetzes geäußert hat, durch die die Rechte von Asylsuchenden 
weiter beschnitten werden;

N. in der Erwägung, dass die EU Ägypten und Israel wiederholt aufgefordert hat, die Hilfs- und 
Schutzmaßnahmen für Asylsuchende und Flüchtlinge, die sich in ihrem Hoheitsgebiet 
aufhalten oder es durchqueren, auszubauen und zu verbessern; in der Erwägung, dass die EU 
am 7. November 2013 von sudanesischen Amtsträgern in Bezug auf den Menschenhandel 
um Hilfe ersucht wurde; 



RC\1023094DE.doc PE529.654v01-00 }
PE529.656v01-00 }
PE529.659v01-00 }
PE529.660v01-00 }
PE529.661v01-00 } RC1

DE

1. verurteilt die kürzlich auf Sicherheitskräfte und Zivilisten auf der Sinai-Halbinsel ausgeübten 
Terroranschläge; ist zutiefst besorgt angesichts der weiteren Verschlechterung der 
Sicherheitslage auf dem Sinai und fordert die ägyptische Übergangsregierung und die 
Sicherheitskräfte auf, ihre Bemühungen zur Wiederherstellung der Sicherheit – im Einklang 
mit dem Völkerrecht und den internationalen Normen für den Einsatz von Gewalt und 
Polizei und mit der Unterstützung der internationalen Gemeinschaft – zu intensivieren; ist 
besorgt über die anhaltenden Unruhen, die sich in der derzeitigen Übergangsphase auf ganz 
Ägypten destabilisierend auswirken könnten; 

2. verleiht seinen tiefgreifenden Bedenken über die mutmaßlichen Fälle von Menschenhandel 
auf dem Sinai Ausdruck, und verurteilt die schwerwiegenden Misshandlungen, denen die 
Opfer von Menschenhändlern ausgesetzt sind, auf das Schärfste; verleiht seiner großen 
Solidarität mit den Opfern von Menschenhändlern auf dem Sinai und mit den Familien der 
Opfer Ausdruck, und betont erneut, dass die ägyptische und die israelische Regierung den 
Menschenhandel in dieser Region bekämpfen müssen; nimmt die Bemühungen der Behörden 
zur Kenntnis und betont, dass alle militärischen Maßnahmen und Maßnahmen zur 
Rechtsdurchsetzung der ägyptischen Sicherheitskräfte auf dem Sinai auch Maßnahmen 
umfassen sollten, die auf die Rettung der Opfer von Menschenhändlern sowie auf deren 
Schutz und Unterstützung abzielen, und zwar insbesondere, wenn es sich um Frauen oder 
Kinder handelt, damit gewährleistet ist, dass diese nicht erneut zu Opfern werden, und die 
auch darauf abzielen sollten, die Menschenhändler festzunehmen und diese sowie mit ihnen 
kooperierende Sicherheitsbeamte strafrechtlich zu belangen und in diesem Sinne zur 
Rechenschaft zu ziehen;

3. weist erneut darauf hin, dass die Marginalisierung der Beduinen auf der Sinai-Halbinsel einer 
der Hauptgründe der Krise ist; erinnert daran, dass die Lösung der Krise ein umfassendes 
Entwicklungsprogramm umfassen sollte, mit dem der sozioökonomische Status und die 
Lebensbedingungen der vor Ort lebenden Beduinen verbessert werden, darunter auch deren 
Zugang zur Polizei und zum Militär sowie deren politische Teilhabe;

4. fordert die ägyptische Regierung auf, ihre eigenen gegen Menschenhandel gerichteten 
Gesetze zu achten, in deren Rahmen den Opfern von Menschenhändlern Straffreiheit und 
Zugang zu Hilfe und Schutz gewährt wird, und auch Artikel 89 der neuen Verfassung zu 
wahren, der die Sklaverei und alle Formen der Unterdrückung und Zwangsausbeutung 
verbietet, und die Grundsätze der Abkommen, die Ägypten unterzeichnet hat, in ihrer 
nationalen Gesetzgebung vollständig umzusetzen; nimmt den Erlass des ägyptischen 
Premierministers zur Bildung eines nationalen Ausschusses zur Koordinierung der 
Bekämpfung der irregulären Migration vom 9. März 2014 zur Kenntnis; fordert die 
ägyptische Regierung auf, Statistiken über die Opfer des Menschenhandels zu erstellen und 
zu veröffentlichen; 

5. betont, dass die Sinai-Überlebenden geschützt und unterstützt werden müssen, insbesondere 
in Bezug auf medizinische, psychologische und juristische Belange; fordert alle Zielländer 
auf, Sinai-Überlebende nicht zu inhaftieren, die Systeme zur Ermittlung von Opfern des 
Menschenhandels zu verbessern und den Opfern gleichberechtigten und wirksamen Zugang 
zu Asylverfahren und zum UNHCR zu gewähren, Bewertungen auf Einzelfallbasis 
vorzunehmen und Überlebende des Sinai nicht abzuschieben, da dies einen Verstoß gegen 
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den Grundsatz der Nichtzurückweisung darstellen würde; fordert, dass UN-Agenturen und 
Menschenrechtsorganisationen umfassenden Zugang zu den Gebieten des Sinai erhalten, in 
denen Menschenhandel betrieben wird, und dass ihnen umfassender und ungehinderter 
Zugang zu Einrichtungen gewährt wird, in denen Asylsuchende und Flüchtlinge inhaftiert 
sind; 

6. begrüßt die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs Israels vom 16. Dezember 2011, die 
Bestimmung des Antiinfiltrationsgesetzes aufzuheben, in deren Rahmen eine automatische 
Inhaftierung möglich war, fordert Israel jedoch auf, das Gesetz vom 10. Dezember 2013 
aufzuheben, das es erlaubt, Asylsuchende zeitlich unbegrenzt zu inhaftieren; fordert die 
Behörden der Zielländer auf, Asylsuchende im Einklang mit dem internationalen 
Flüchtlingsrecht und den international geltenden Menschenrechtsvorschriften zu behandeln; 

7. weist erneut darauf hin, dass die systematischen, allgegenwärtigen Verstöße gegen die 
Menschenrechte in Eritrea dazu führen, dass monatlich tausende Eritreer aus ihrem Land 
fliehen; weist die sudanesische Regierung darauf hin, dass sie verpflichtet ist, dafür zu 
sorgen, dass Flüchtlinge und Asylsuchende in Sicherheit sind, und dass der unverzüglichen 
Ausarbeitung und Umsetzung nachhaltiger, angemessener Sicherheitsmaßnahmen im 
Flüchtlingslager Shagarab Vorrang eingeräumt werden muss;

8. betont, dass es im Hinblick auf die Wiederherstellung der Sicherheit und die Bekämpfung 
des Menschenhandels auf dem Sinai koordinierter regionaler Maßnahmen bedarf, und fordert 
eine stärkere internationale Unterstützung und ein höheres Maß an Zusammenarbeit in 
diesem Bereich zwischen den Regierungen Ägyptens, Israels, Libyens, Äthiopiens, Eritreas 
und Sudans, sowie mit den einschlägigen Organisationen, darunter auch der Multinationalen 
Truppe/den Multinationalen Beobachtern der Vereinten Nationen; 

9. legt der EU und ihren Mitgliedstaaten nahe, alle Bemühungen zur Bekämpfung des 
Kreislaufs des Menschenhandels auf der Sinai-Halbinsel im Einklang mit ihren 
internationalen Verpflichtungen zur Bekämpfung des Menschenhandels zu unterstützen; 
fordert die Kommission auf, der Achtung der Menschenrechte im Rahmen ihrer Beziehungen 
zur Regierung Eritreas besonderes Gewicht zu verleihen; betont erneut, dass die EU den 
Regierungen anbietet, sie bei der Entwicklung und Verbesserung der Qualität der Hilfs- und 
Schutzmaßnahmen für Asylsuchende und Flüchtlinge, die sich in ihrem Hoheitsgebiet 
aufhalten oder es durchqueren, zu unterstützen; begrüßt es, dass die sudanesische Regierung 
die EU um Unterstützung gebeten hat;

10. fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin und die Kommission auf, diesem Punkt auf der 
Agenda des politischen Dialogs mit Ägypten, Israel und Sudan hohe Priorität einzuräumen, 
und mit dem UNHCR auf die Einrichtung eines Aktionskomitees hinzuarbeiten, an dem die 
Staaten beteiligt sind, die von den verschiedenen Stadien des Menschenhandels, 
einschließlich den Ausgangspunkten, den Transitgebieten und den Zielländern, betroffen 
sind;

11. ist tief besorgt über die Berichte über Erpressungen, die von Orten innerhalb der EU 
ausgehen; erinnert die führenden EU-Gremien daher daran, dass sie verpflichtet sind, zu 
handeln, und fordert die Justiz- und Außenminister der EU auf, angemessene Maßnahmen zu 
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ergreifen; fordert die Organe der EU auf, auf Israel und Ägypten dahingehend Druck 
auszuüben, dass sie den Menschenhandel auf dem Sinai bekämpfen, und die Umsetzung der 
anstehenden Empfehlungen von Europol zu fördern;

12. würdigt die Bemühungen einiger Führungspersönlichkeiten der Beduinenstämme und die 
Tätigkeiten der Menschenrechtsorganisationen in Ägypten und Israel, die den Opfern des 
Menschenhandels auf dem Sinai Hilfe, Unterstützung und medizinische Versorgung 
zukommen lassen, und fordert die internationale Gemeinschaft und die EU auf, die Projekte, 
die in dieser Region unter der Federführung nichtstaatlicher Organisation bestehen, auch 
weiterhin finanziell zu fördern;

13. fordert seinen Präsidenten auf, diese Entschließung der Hohen Vertreterin der EU für Außen- 
und Sicherheitspolitik/Vizepräsidentin der Kommission, dem Rat und der Kommission, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten, den Regierungen von Ägypten, Israel, 
Eritrea und Sudan, dem ägyptischen Parlament, der Knesset, der Nationalversammlung 
Sudans, der Nationalversammlung Eritreas, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und 
dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen zu übermitteln.


